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. .Aktenze1chen. . 1 m N a m e n die s “V o l k e s, „.
;*■gu . A■„‘ .} f _.A; In dem Sozialrechtsstreit _£'

. Verkündet
. l.) ;'7”ÄJ _

am 27. September 1961

‚Klägerin und Revisionsklägerin,

.'4"Pr02eßbevollmächtigter:

\\

2.) der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und

-. Arbeitslosenversicherung in Nürnberg, Frauen-

.
torgraben 53--35, vertreten durch ihren Präsi-

’?gdenten,
Beklagten und

Revision$klägerin,

gegen"'

1.) die Allgemeine Ortskrankenkasse für‘den Kreis
Grafschaft Bentheim in Bentheim, vertreten
durch ihren Geschäftsführer, ‘ '

';‚y !

Beklagte und Revisionsbeklagte,

—
Prozeßbevollmächtigter:

au

2.) die Landesversicherungsanstalt Hannover in
Hannover, Maschstrasse 25, vertreten durch
die Geschäftsführung,: w '„ —

Beklagte und Révisionsbeklagte,

- . ‚
' ., :.. .Beigeladen:

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27. September 1961, an

der mitgewirkt haben _‚.4

Senatspräsidént ■.22Prof Dr° B o g S_‚.

. als Vörsitzender,„
;_

die
Bundesrichter

- R i c h t e r

und p■x'Ür @! .
" Dr. L a n g‘ k e i t

sowie ' '
die BundeSsozialrichter E h r h a r d t

und
.„._„ „ .-‚ Dr° Fritzemeyer'

für Recht erkannt:
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V 1.) Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
"„a:f Landessozialger10hts Celle vom 19. Dezember 1956

”£i{fftcl7 wird, soweit sieisich auf die Beitragsforderung
‚Au—'“ zur Krankenä, Arbeiterrenten— und Arbeitsloseh— ;

versicherung für die Krankenbezüge der Versicher—

ten
\ _ ‚ —

_

i „, V während der
jeweils ersten drei Tage ihrer Arbeitsunfähigkeit

\bezieht, mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die
Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Osnabrück vom 27; Oktober 1955 insoweit

nicht als unzulässig verworfen, sondern als unbe—

gründet zurückgewiesen wird„

2.) Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil destjf
* Landessozialgerichts Celle aufgehoben, soweit es '»

die Arbeitgeberanteile zur Kranken— und Arbeiter»
_rentenversiéherung aus dem Beschäftigungsvérhältnis ;

4desRenthers' für die Monatebetrifft,“ f
in denen dessen Arbeitsentgelt 65‚-— DM überstiegenä

hat°

3°) Auf die Revision der Bundesanstalt für Arbeitsveru A

mittlung und Arbeitslosenver5icherung wird das

Urteil desLandessozialgerichtsCelle aufgehoben;
_soweit es die Arbeitgeberanteile zur Arbeitslosen— ?

versicherung des Rentners
„

?g'
_

betrifft.._.l &
4

. 4.) Soweit das Urteil des Landessozialgerichts Celle @
aufgehoben ist, wird der Rechtsstreit Zur neuer Vera

handlung und Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückverwiesen.
1 "
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Die Klägerin, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, beschäfé

tigt_innerhalb ihres Kanalbereiohs mehrere Schleusen— und Brücken—

wärter. Auf Grund einer am 17. März 1954 vorgenommenen Betriebs—,

prüfung beanstandete die beklagte Krankenkasse, daß die von der

Klägerin an die bei ihr beschäftigten Versicherten
H.. ,

\_ _
während der jeweils ersten drei Tage ihrer Arbeitsun—

. fähigkeit
gezahlten Bezüge nicht zum Entgelt gerechnet und bei

Abführung der Sozialversicherungsbeiträge unberücksichtigt ge-

blieben seien. Es handelt sich um Beiträge zwischen 1 ‚78 DM und

‚4,74 DM, insgesamt 46,18 DM, die die beklagte Kasse für KrankJ
H_heitszeitén

zwischen dem 7. Januar 1952 und 12. August 1953

‘durch Beitragsbescheid vom 12. April 1954 von der Klägerin nach—
f0rderte Ferner beanstandete die Allgemeine Ortskrankenkasse

(AOK), daß der für die Klägerin als Schleusenwärter tätige ‘
>1Rentner ' ? nicht zur Sozialversicherung angemeldet und

für ihn keine Arbeitgeberanteile entrichtet worden seien. Sie

'bereohnete für 1 ‘ . der im Jahre 1956 gestorben ist, für

die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1952_= 62,96 DM und vom
' 1. Januar bis 31. Dezember 1953 = 90,70 DM Arbeitgeberanteile

zur Sozialversicherung (Kranken—, Invaliden— und Arbeitslosen-

versicherung). Schließlich forderte sie in dem Beitragsbescheid

vom 12. April 1954 für drei weitere als Schleusen— bzw. Bräcken—.

wärter beschäftigte Rentner Sozialversicherungsbeiträge. Der

Gesamtbetrag der Nachforderung bezifferte sich auf 531,52 DM.

Gegen den Bescheid vom 12. April 1954 erhob die Klägerin Wider-

spruch. Sie machte geltend, bei den Lohnfortzahlungen für die
jeweils ersten drei Tage der Erkrankungen der acht oben genann—

ten Versicherten habe es sich um Zuschü$se zum Krankengeld ge-

handelt, für die keine Sozialversicherungsbeiträge zu entrich-

‘
ten seien. Sie trug ferner vor, die Dienstleistungen des Rent-

,

‚
hers seien nach 5 168 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) versicherungsfrei, weil er als Schleusenwärter nur neben-

beruflich und gegen ein geringes Entgelt beschäftigt worden sei.

„—_4
_.
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'Auch die übrigen drei Rentner seien aus dem Ges10ht5punkt'der_.é

Nebenbeschäftigung nicht versicherung3pflichtig.
;«_. ,

bezog

_;_ damals eine Rente aus der Arbeiterrentenversicherung in Höhe von
' mcnatl1ch 92,=DM und eine Kr1cgsbeschädigtcnrcnte von monat1.ich

_*20, —DM. Er beWOhnte e1ne Werkwohnung, die unmittelbar an der
{__

f Schleuse liegt. Außerdembewirtschäftete er damals 3 ha ihm von'
'““_ der Klägerin verpachtetes Land, auf dem_er ein Pi‘erd, drei

‚
" Milchkühe, zwei Rinder und zwei Zuchtsauen hielt. Seine Tätig— Ä

j'f'keit für die Klägerin bestand darin, daß er durchkommende
_f°;'_Schiffe durchzuschleusen hatte Er erhielt im Durchschnitt für '

jedes Schiff 0,40 DM. Seine Einnahmen aus Schleusengeld hatten

im Jahre 1953 insgesamt 907,01 DM betragen, und zwar ”

im Januar “fääff*j- 44,65 DM'_'fäj'__
___ __." _Februar_ "'14"' 51,1'6 " ;üÜ"a„4h""

" März „ ' 71,50 "_11'8751'7

" April _
‘ __„» 59,57"'‚f.

" Mai . f""' 4 ‚87,77".‘f
;' " 'Juni_,„a„i_

_
'143,32»" „____„____' " Jull'

__
'116‚40 „

_
"___J '

" August_„' 1 , 53;77 " ';_'”' “”
" September f {' 35,21 " ;

11 „" _Oktober
. .

67,60 "
4 " 'N0vember ' 86,77 "

„
.? Dezember_Ühg_„i f 89,49 "'14

_ _ _
zusammen:ff' "_ 907,01 DM _i:p' f5'fa’. Ä

S’Sonstige Unterhaltungsarbeiten im Kanal und an
der Schleuse veré_

- richtete
}

‚seit Gewährung der Altersinvalidenrente (1947) _

' 'h1cht mehr. if;1_' ' ' ',_ _
‚_*„'._ _{_> €”

‚L . \ ‚_
‘,:

Der Beschwerdeausschuß der beklagten Kasse'erkannte im Wider-

SprUQthescheid vom.6. August 1954 Versicherungsfreiheit des
_Rentners_’ für das Jahr 1952 und der übrigen drei Rentner '

ohne zeitliche Beschränkung an; im übrigen wies er den Wider— '
spruch der Klägerin gegen die BeitragSnachforderung in Höhe von„'

90,70 DMfür die Beschäftigungdes . im Jahre 1953und '
gegen die Nachforderung von 46,18 DM für die Krankenlöhne zu-
rück. Er ermäßigte dementsprechend die_Beitragsnachforderung

auf 136,88 DM. Der Beschwérdeausschuß sah die Bezüge, die die

_
5■l"
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[ . -‚ - ‚. «- . _»; ." .-' . .

Klägerin ihren Arbeitern nach 5 15 der Tarifordnung B für Ar—

beiter im öffentlichen Dienst für die ersten drei Tage der
Arbeitsunfähigkeit gezahlt hatte, als Entgelt im Sinne des

" $ 160 RVO an, das bei der Beitragsberechnung zu berücksichtigen

sei. Für ‘ hätten 1953 die Arbeitgeberanteilc zur Sozial—
Vversicherung gezahlt Werden müssen, weil sein Verdienst in
'diesem Jahre die Grenze der Geringfügigkeit (@ 168 Abs. 2 RVG)

überschritten habe. Auf 5 172 Nr. 7 EVO könne sich die Kläge—
rin nicht berufen, da diese Vorschrift durch die Sozialversiche—

Irungsdirektive (svn) Nr. 20 vom1. Oktober1946(ArbBl f.d.brit.
Zone 1947, 19) aufgehoben worden sei. ’

Gegen den am 10. August 195Ä‘zugestellten'Widerspruchsbescheid

erhob die Klägerin am 3. September 1954 Anfechtungsklage beim
" Sozialgericht (SG) Osnabrück. Sie machte geltend: Die nach

“5 15 der Tarifordnung B gezahlten Krankenbezüge, die zusammen
mit den Barleistungen der Kasse 90 % des Nettolohhes erreich-

ten, seien einheitliche Krankenzuschüsse vom ersten Tage der

Arbeitsunfähigkeit an für deren ganze Dauer. Zwischen der
Karenzzeit, während der die Krankenkasse keine Barleistungen

zahle, und der Zeit, in der die Kasse Barleistungen gewähre,

dürfe nicht unterschieden werden, so daß auch der für die

Karenz2eit gezahlte Betrag kein Arbeitsentgelt darstelle.

Gegenüber der Beitragsnachfordérung für
.-

{. : führte die Klä—
gerin

aus, er stehe zu
ihr in keinem Arbeitnehmerverhältnis, sei

vielmehr selbständig. Die Höhe seines Einkommens richte sich

nur nach der Zahl der durchlaufenden Schiffe. Wenn die Kanäle

zugefroren seien, erhalte er zB überhaupt nichts.-Er könne

sich jederzeit durch Familienangehörige oder andere Personen
vertreten lassen. Im übrigen sei er mit Rücksicht auf die ge—

ringe Höhe Seines Einkommens nach @ 168 Abs. 2 BVG versiche—

rungsfrei. Endlich ergebe sich die Versicherungsfreiheit für

ihn auch aus @ 172 Abs. 1 Nr. 7 EVO (idF der Ersten Verordnung

zur Vereinfachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der

Sozialversicherung — 1. Vereian0 vom 17. März 1945), wonach

Rentner, die u.a. eine Invalidenrente aus der Arbeiterrenten—

versicherung beziehen, versicherungsfrei seien, sofern sie eine

- 6,—
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.
‘

n*iunter die_$$ 165 bis 168 EVOfallende Tätigkeit ausübten.

_

Das SG hat durch
Urteil vom 27. Oktober

1955
den

Widerspruchs-ilf

i°wbescheidvom6. August 1954 soweit er 8“ ' " für das Jahr
87,195} für versicherungspflichtig erklärte, dahin abgeändert, daß

__* die beklagte Kasse die Krankenversicherungsbeiträgé nur für

8 die Monate berechnen dürfe, in denen das Arbeitsentgelt 65,—

DM überStiegen habe. Im übrigen hat es die Klage abgewiesen. Es

_hat angenommen, daß .
zur Klägerin in einem abhängigen }

Beschäftigungsverhältnis gestanden habe und daß sein Einkommen V

__
hieraus im Jahre _1955 die Einkommensgrenze des $ 168 Abs. 2 EVO

,;
überstiégen habe. Für seine persönliche Abhängigkeit spreche

vor allem, daß er seit 1910 bei der Klägerin tätig sei, eine
'Werkwohnung inne habe und von der Klägerin ein nicht unerheb—

_
liches Stück Land gepachtet habe. Seine Unselbständigkeit werde 8

nicht dadurch ausgeschlossen, daß er nur in einem zeitlich sehr V

_beschränktem Umfange tätig und an
Arbeitsstunden nicht gebun— „

iden
gewesen sei. Auch eine nur ”nebenher verrichtete Tätigkeit

"im Sinne des $ 168 Abs. 2 RVO liege nicht vor, weil das durch
.die Schleusenwärtertätigkeit erzielte Einkommen des

im Hinblick auf seine geringen Renténbezüge für ihn ron
erheb—

licher wirtschaftlicher Bedeutung gewesen sei. Der Entgelt sei

_
auch deshalb nicht geringfügig, weil

er im Jahre 1953 im Monatsé■

’durchsehnitt 75,78 DM betragen und damit 1/5-des Gesamtein— IT

'_ kommens überstiegen habe. Für die Frage der Versicherungsfrei-
„_heit sei jedoch nicht auf das jährliche Einkommen, sondern auf.;i

die jeweiligen wöchentlichen oder monatlichen Bezüge abzu— .„

_
stellen. Beitragspflicht bestehe.deshalb nur, soweit die monat—ij

;;_;ichen_Bezüge die Grenze von_65,— DMüberstiegen hätten.

- Die
Krankenbezüge während

der
Karehztage hat das

SG als Arbeits—'

lohn und damit als Entgelt im Sinne des $ 160 RVO angesehen. ”

‘.Wenn die betreffenden Arbeitnehmer nach $ 15 der Tarifordnung B
.während der ersten drei Tage ihrer Arbeitsunfähigkeit 90 %

ihres Barlohns erhalten hätten, so handele es sich nicht mehr

*„um Zuschüsse im Sinne des $ 189 Abs. 1 Satz } RVG, sondern um
IÜ„Arbe1tsentgelt.i„t‚I ;?

c 4
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Gegen dieSes_Urteil, das der Klägerin am 8. November 1955
zu—

gestellt worden ist, hat diese am 6. Dezember 1955 Berufung '

eingelegt mit dem Antrag, unter Abänderung des Urteils des SG

den Widerspruchsbescheid vom 6. August 1954, soweit darin dem

Widerspruch vom 22. April 1954 nicht abgeholfen worden ist,

aufzuheben und dem Widerspruch gegen den Bescheid vom 12. April

'1954 in vollem Umfang Stattzugeben.
Die beklagte Krankenkasse hat um Zurückweisung der Berufung

gebeten.
‚„M.

DasLandessozialgericht (LSG)hat zunächst durch Beschluß vom
' 5. Februar 1956 die Landesversicherungsanstalt (LVA) Hannover

und die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-

versicherung (BfArb) beigeladen, weil ihre rechtlichen

Interessen durch die Entscheidung in diesem Verfahren berührt

_würden. Der Beschluß wurde den Beteiligten am 15. bzw. 16.

Februar 1956 zugestellt. ‘ . ‘

Durch Beschluß vom 6. November 1956 hat das LSG den Beila-
_dungsbeschluß vom 9. Februar 1956 wieder aufgehoben und in der

Begründung ausgeführt: In Beitragsstreitigkeiten zwischenddem

' Unternehmer und der zuständigen Krankenkasse würden die Träger

der Renten— und der Arbeitslosenversicherung nach 5 12 Abs. 2
lder Durchführungsverordnung zur Zweiten Verordnung über die

Vereinfachung des Lohnabzugs ( 2. LAV) vom 15. Juni 1952

(BGBl I, 403) durch die Träger der Krankenversicherung ver-
-treten. Damit entfalle die Möglichkeit einer Beiladung nach
% 75 Abs. 1 oder 2 des_Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Soweit

die übrigen Versicherungsträger eine Vertretung durch die
.

' Krankenkasse nicht wühschten, sondern ihre Rechte selbst wahr—

nehmen wollten, werde ihnen aufgegeben, dies zu den Gerichts"

akten anzuzeigen. Daraufhin erklärte der Präsident: des-

Landesarbeitsamts Niedersachsen mit Schriftsatz vom 15. Dezem-

ber 1956, daß die BfArb das Verfahren als Beklagte aufnehme.

Er beantragte, die Berufung als unbegründet zurückzuweisen.

'Zugleich legte
er Anschlußberufung ein mit dem Antrag, "unter

Abänderung des Urteils des sc Osnabrück vom 27. Oktober 1955
die gegen die BfArb gerichtete Klage auch insoweit abzuweisen,

als eine Verurteilung erfolgt ist."
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‘j- schlossen„»-

<_‚ ._—\

l

Zur Begründung dieser Anträge führte die BfArb aüs: Angefoch-

ten sei der von der beklagten AOK erlassene Verwaltungsakt

über die Nachentrichtung der Gesamt-Sozialversicherungsbei-

träge, nicht aber ein Verwaltungsakt der BfArb. Die beklagte
Kasse sei als Einzugsstelle zur Geltendmachung einer einheit- '

lichen, sämtliche Versicherungszweige umfassenden Beitrags—

forderung, also zur Wahrnehmung fremder Rechte im eigenen
Namen

legitimiert und handele daher nicht in fremdem Namen nur als

Bevollmächtigte der übrigen Versicherungsträger. Auch das

Vorverfahren sei nur von der Widerspruchsstellc der beklagten

AOK durchgeführt worden. Eine gegen die BfArb gerichtete Klage
müßte'daher schon wegen einer fehlenden Prozeßvoraüssctzung,

nämlich der Durchführung des Vörverfahrens, abgewiesen werden.

Die BfArb könne in einem Beitragsstreit nur als Beigeladene

am Verfahren beteiligt sein. Der die Beiladung aufhebende Be—

SChluß sei daher unzutréffend; Da die erste Instanz bereitSä.
eine Teilverurteilung der Beklagten ausgesprochen habe, sei '

die Einlegung der Ansehlußberufung erforderlich. Insoweit

könne das .ergangene Urteil gegenüber der BfArb Ohne Rücksicht

auf seine gegenüber der beklagten AOK etwa bestehende sach—

liche Richtigkeit nicht aufrechterhalten werden '

‘Die
beklagte

Krankenkasse
hat

beantragt, die Berufung der kla—_

genden ' gg- ' "teils als unzulässig zu verwerfen,f

teils zurückzuweisen". Die LVA hat sich diesem Antrag ange— ”

".‘1\‚

: DasLSGhat durch Urteil vom19. Dezember1956, in dessen
_Rubrumdie LVAHannoverals Beklagte zu 2) und die BfArb als

f Beklagte zu }) bezeichnet sind, die Berufung der klagenden

’ ' " ' gegen das Urteil des SG Osnabrück vom 27. Okto—
ber 1955 insoweit als unzulässig verworfen, "als es sich darumd

' ‘handelt, daßfür die Arbeitnehmer' ' ' '

die jeweils ersten drei Tage ihrer Arbeitsunfähigkeit, während'

der sie von der Klägerin entlohnt worden sind, Sczialversiche—'

rungsbeiträge zu entrichten sind."

;VI‘-‚
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Im übrigen hat es die Berufung der Klägerin und die Anschluß-

berufung der BfArb_zurückgewiesen. Die Revision wurde zuge-
lassen.

Zur Begründüng seiner Entscheidung hat das LSG folgendes aus—
geführt:

Die Berufung der Klägerin sei unzulässig, soweit es sich darum

handele, ob für die Versicherten usw. für die je—

weils drei ersten Tage ihrer Arbeitsunfähigkeit, während der
sie von der Klägerin weiterhin entlohnt wurden, Sozialver—

sicherungsbeiträge zu entrichten seien. Dies ergebe sich aus

5 144 Abs. 1 Nr. 2 SGG, weil es sich um Ansprüche auf wieder-

kehrende Leistungen für einen Zeitraum bis zu 13 Wochen handele.

soweitsiehdie KlägeringegenfdieBeitragspflicht für
für das Jahr 1953 wende, sei die Berufung sachlich nicht be--

gründet. Auf Grund der SVD Nr. 26
vom 1. Okt0ber 1946 (ArbBl

f.d.brit.Zone 1947, 19) sei die Befreiungsvorschrift des @ l72

Abs. 1 Nr. 7 RVG(idF der 1. Vereinf.V0 vom 17.3.1945) mit

\ der Maßgabe aufgehoben worden, daß nur die in einem an sich

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehen—

den Rentner von der Entrichtung von Arbeitnehmeranteilen zur '

Sozialversicherung befreit würden, nicht dagegen die Arbeit«

geber von ihren Anteilen. Die beklagte Kasse verlange mit dem

angefochtenen Verwaltungsakt auch nur die Arbeitgeberanteile,

für .'* 3 zur Kranken—, Arbeiterrenten— und Arbeitslosenver—

sicherung. Diese Beitragsforderung sei nach der SVD Nr. 20 in

Verbindung mit $$ 165, 1226 EVO (aF) und 5 69 des Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) -aF-

_
berechtigt. Das SG habe mit Recht ausgeführt, daß ‘ "5 zwar

zeitlich nur noch in sehr beschränktem Umfange, gleichwohl aber

in abhängiger Stellung für die Klägerin beschäftigt gewesen

sei. Dafür spreche vor allem, daß er allein für sie und nicht

noch—für andere Arbeitgeber
gegen Entgelt gearbeitet habe.

Außerdem habe er von ihr eine Werkwohnung und Pachtland zu

günstigen Bedingungen erhalten. Dabei brauche nicht darauf ein-

gegangen zu werden, ob nicht schon darin, daß ihm diese Werk«

wohnung und das Pachtland zu einem günstigen Preis zur Verfü-

gung gestellt worden sei, eine feste Vergütung erblickt werden

..lo-
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-' " '- lo
müsse. " " ; sei

bei
seiner Tätigkeit als

schleusenwärter '}

an die Weisungen und Richtlinien der Klägerin gebunden und '

somit persönlich abhängig gewesen. Daß er Sieh notfalls durch
_Familienangehörige oder Dritte habe vertreten lassen können, sei

unerheblich. Dies finde man auch bei anderen Arbeitnehmern, zB
li bei Zeitungsausträgern. Es sei auch nicht entscheidend, daß

er kein festes‚Entgelt, sondern für jedes von ihm durchge—

sehleuste Schiff einen Betrag von 0,40 DM erhalten habe;.dafür

habe er nur eine sogenannte Invalidenbeschäftigung ausgeführt.

Die Behauptung,' ;3' sei an keine Arbeitszeit gebundenund
völlig frei gewesen, treffe nicht zu. Er habe zwar nicht den

ganzen Tag zu arbeiten brauchen, aber doch stets bereit sein

müssen, durchkommende Schiffe durchzusehleusen. Für diese

@
Tätigkeit sei er

der_Klägerih verantwortlich gewesen. Da ein
" abhängigés Beschäftigungsverhältnis vorgelegen habe, komme

' Versicherungsfreiheit nur nach % 168 Abs. 2 EVO in Betracht,

während Abs. 3 dieser Vdrschrift schon deshalb ausseheide, weil

' zu
keinem anderen Arbeitgeber in einem regelmäßigen '

Beschäftigungsverhältnis gestanden habe. Er habe seine Schleu-

senwärtertätigkeit nicht “nebenher" ausgeübt, denn seine Tätig—
keit sei sowohl wegen der sich daraus ergebenden Bareinnahmen

als auch wegen der damit_ verbundenen Werkwohnung und dem Pacht—

land für ihn als Invaliden mit einem bescheidenen Rentenbin- '

.
kommen von wesentlicher wirtschaftlicher Bedeutung gewesen°

Ferner habe er im Jahre 1953 mit einem_Jahreseinkommen aus

seiner Tätigkeit als Schleusenwärter in Höhe von 907,01 DM die
'Grenzen des geringfügigen Entgelte wesentlich überschritten,

denn_sein Durchsehnittsverdienst habe die
Monatsgrenze von

»Q 65, — DM überstiegen, Sein Monatsverdienst habe sein monatli-

ches Renteneinkommen erreicht und sei zeitweise sogar höher

gewesen. Ob die Auffassung des SG zutreffe, daß für

'VSozialversicherungsbeiträge (Arbeitgeberanteile) nur in den

- Monaten zu entrichten seien, in.denen sein Entgelt 65,— DM

_vüberstiegen hat, oder ob nicht vielmehr die Verpflichtung zur
Entrichtung der Arbeitgeberanteile zur Kranken—, Invaliden—

' und Arbeitslosenversicherung für das ganze Jahr 1953 bestanden

habe, könne dahinstehen, weil die beklagte Kasse und die LVA

das Urteil des se nicht-angefochten hätten und die Klägerin
durch die Auffassung des SG nicht beschwert werde.

“*1-«S’f. ' '
, “.: " '.' —_ll —-‚).,
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Soweit sich die BfArb dagegenwende,daßsie überhauptPartei
des Rechtsstreits sei, habe sie zunächst nicht berücksichtigt,

daß es nicht ihrer Entscheidung überlassen sei, ob sie Partei,
nämlich Beklagte, oder Beigeladene sei. Das hänge ausschließ-'

lich davon-ab, ob die Klage gegen sie ebenfalls erhoben werden

sei, richte sich aber auch danach, ob die Klägerin sich auch gegen
ihre Beitragspflicht zur Arbeitslosenversicherung wende. Außer-

dem habe sich die BfArb insoweit zu ihrem eigenen Verhalten im
'Reohtsstreit in Widerspruch gesetzt. Sie habe, ebenso wie die

LVA, ausdrücklich erklärt, daß sie ihre Rechte selbst wahre
nehmen wolle und einen Sachantrag gestellt, darin liege auf

jeden Fall ihr Eintritt als Streitgenossin nach 5 74 SGG in Ver-

bindung mit 55 59 f3 der Zivilprozeßordnung (ZPO). Der Stand-
punkt der BfArb, daß sie nicht Beklagte sein könne, sei auch
sachlich nicht richtig. Die Anschlußberufung der BfArb sei

nach % 74 SGG in Verbindung mit 5 63 ZPO zulässig, das Rechts-‘
mittel betreffe jedoch nur die Beiträge zur Arbeitslosenver—

sicherung, da die BfArb im Beitragsstreit nur ihre eigene Bei—
4_tragsförderung verfolgen könne. Die Berufüng der BfArb könne

waber Schon aus einem formalen Rechtsgrund keinen Erfolg haben.

'Die-Beklagte habe beantragt, die Klage, soweit sie gegen die
‘BfArb gerichtet sei, auch insoweit abzuweisen, als-eine Verur-

teilung erfolgt sei. Die BfArb sei jedoch vom SG zu keiner

Leistung verurteilt worden, vielmehr habe das Urteil nur den

Widerspruch$bescheid vom 6. August 1954 dahin abgeändert, daß-
die Krankenkasse die Sozialversicherungsbeiträge, demnach also

auch die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, für

nur für die Monate des Jahres 1953 erheben dürfe, in denen das

Arbeitsentgelt 65,- DM_überstiegen habe. Obwohl der BfArb in
der mündlichen Verhandlung vorgehalten worden sei, daß sie

durch das Urteil des SG nicht zu einer Leistung verurteilt worden

sei und daß damit ihr Antrag gegenstandslos sei, habe sie sich

nicht_bereitgefunden, einen der Sachlage entsprechenden An—

trag zu
stellen; Über den ausdrücklichen Antrag der Beklagten

habe sich das Gericht nicht hinwegsetzen können, so daß die

Anschlußberufung ohne sachliche Prüfung als gegenstandslos habe

zurückgewiesen werden müssen. '
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Gegen dieses Urteil, das allen Beteiligten am 24. Januar 1957

zugestellt werden ist, haben die BfArb und die klagende
_

" ' 'f_am 21. bzw. 22. Februar 1957 Revision eingelegt.

Die
Klägerin beantragt,

“Ü‘unter Abänderungdes Urteils des SGOsnabrückvom'27
__Oktober 1955 und des Urteils des LSG Celle vom 19. De—

zember 1956 den Widerspruchsbescheid der beklagten-
VKrankenkasse vom 6. August 1954, insoweit mit ihm

ihrem '

Widerspruch v0m 22. April 1955 nicht abgeholfen worden

ist, aufzuhében und dem Widerspruch der Klägerin gegen
Ä den Bescheid vom 12. April 1954 in vollem Umfang statt-

zugeben. ‘ ‚. „. .„. . . . „„ —

“In ihrer am 21, März 1957 beim
Bundessozialgéribht (BSG)

ein-

gegangenen Revi$ionsbegründung rügt sie, soweit es sich um

die Beitragspflicht für die Versicherten
_ usw. für

die ihnen während der drei Karehztage gewährten Bezüge handele,l

habe das SG die Berufung wegen grundsätzlicher Bedeutung zu— '

lassen müssen. Die den acht Versicherten nach S 15 der Tarif“—”é

ordnung B gezahlten Beträge seien auch in den ersten drei Ta—

gen
der Arbeitsunfähigkeit als Zuschuß zum Krankengeld und

__ nicht als Arbeitsentgelt anzusehen. Auch die Nachforderung der.?

Arbeitgeberanteile für den Rentner «€„x sei unbegründet. ?

habe nicht in einem abhängigen Arbeitsvcrhältnis ge-
_standen.

Aus der Befugnis, auch andere Personen zu
beauftragen.?

ergebe sich, daß er selbständig gewesen sei.
. - ..

habe im. '?

wesentlichen eine Tätigkeit als selbständiger Landwirt ausge—
fé

übt, er habe bei Beginn des Verfahrens noch weiteres, von an—

derer Seite gepachtetes Land in Bewirtschaftung gehabt. Auf
_

" denUmfangdieser Pachtunghabedie Klägerin keinen Einfluß ge;f
"—;habt, weil ihr . nicht seinevolle Arbeitskraft habezur ?

_Vérfügung stellen müssen. sondern nur nebenher im Sinne des
_

5 168Abs. 2 nvo tätig gewesensei. Die Tätigkeit als Schleu-' "
senwärter habe ihn nicht daran- gehindert; einen landw1rtsehait-f

' lichen Betrieb in beliebiger Größe zu haben. ' ' ' ' ‘

_' DieBfArb
beantragt,
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‚—lö—'

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils sowie

des Urteils des SG Osnabrück vom 27. Oktober 1955

die Klage abzuweisen. ' ' ‘ “" "

Sie rügt in verfahrensrechtlicher Hinsicht,
das LSG habe den

Beiladungsbesohluß nicht widerrufen dürfen. Da die Beiladung

notwendig gewesen sei und im Revisionsverfahren nicht nachge—

holt werden könne, würden durch die Aufhebung des Beiladungs—

beschlusses die berechtigten Interessen der BfArb berührt. Sie

habe auch vor Aufhebung der Beiladung keine Gelegenheit zur
Stellungnahme gehabt. Das Berufungsgericht habe die BfArb zu

Unrecht als Beklagte in das Verfahren eingeführt‚ Die Klage

habe sich allein gegen die beklagte Kasse gerichtet. Die Ein—

führung einer neuen Partei als Beklagte in das eingeleitete

Verfahren sei aber ohne entsprechende Prozeßhandlung der Be-

teiligten nicht möglich. Eine solche Prozeßhandlung liege aber

nicht vor, da die Klägerin ihre Klage nicht auf die BfArb er—

streckt habe‚ Wenn die BfArb tatsächlich die richtige Beklagte

“gewesen wäre, so hätte das Gericht die Klägerin nach 5 106 SGG

zur Stellung cntsprebhender Anträge veranlassen müssen und bei
.

Unterlassung eines solchen Antrags die Klage zumindest hinsichtw

lich der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als unbegründet

ebweisen müssen. Die Einführung der BfArb als Beklagte sei auch

ohne ihre Zustimmung nicht mögliéh gewesen° Sie habe aber der

Parteiänderung ausdrücklich mit dem Hinweis widersprechen, daß

sie sich nicht als die richtige Beklagte betrachte° Streitig

sei die Rechtmäßigkeit des von der AOK gesetzten Verwaltungs—

akts° Soweit es sich um die Beiträge zur Arbeitslosenversiehe—

rung handele, ergebe sich die Berechtigung der AOK zur Erhebung

der Beiträge aus 5 145 AVAVG aF. Über die Erhebung der Beiträ»

ge
ergehe ein einheitlicher Bescheid der zuständigen AOK°

Anfechtungsgegner im Verwaltungsstreitverfahren könne daher

nur die Stelle sein, die den Verwaltungsakt erlassen habe‚ Da—

bei sei es unerheblich, ob die Krankenkasse die Beiträge im

eigenen Namen oder in Vertretung eines anderen Versicherungs—

trägers einziehe. Gehe man aber von dem Rechtsstandpunkt des

LSG aus, so habe der von der BfArb im Berufungsverfahren ge—

stellte Antrag der Prozeßlage entsprochen. Da die Klägerin in

erster Instanz teilweise obgesiegt habe (Beitragsfreiheit im

- 14 _
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Falle des Rentners "1 für die Monate, in denen sein Entgelt

.
65‚- DM nicht überschritten habe), liege auch insoweit eine
teilweise Verurteilung der beklagten BfArb vor, als der AOK die

Einziehung von Beiträgen_für die BfArb verwehrt werde. Sei aber

durch die Verurteilung der AOK auch eine Verurteilung der BfArb

ausgesprochen, so sei der in der Berüfungsinstanz gestellte ‘

_Antrag zulässig und sachdienlich gewesen.

Der Antrag sei auch begründet gewesen.? .f‘g
habe die Tätig— ,

keit als SchleuSenwärter nicht nur vorübergehend ausgeübt. Die

Frage der Versicherungspflicht oder —freiheit sei nach dem

Gesamtbild der Beschäftigung’zu beurteilen. Bei Schwankungen

des Arbeitsentgelts müsse eine Durchschnittsberechnung vorge—

nommen werden, was sich auch aus dem Wortlaut des 5 168 Abs. 2
‘RVO ergebe. Sei nach den Gesamtumständen eine Beschäftigung als

geringfügig im Sinne des"@75 a AVAVGaF oder des @168Abs.
RVÖ bzw. als nicht geringfügig anzusehen, so bleibt sie es auch
dann,

wenn der Arbeitsentgelt in einer Kalenderwoche gelegent—

lich und unerheblich die festgelegte Grenze überschreite bzw.
‘unterschreite.'

‚‘
sei daher unter Berücksichtigung des

Gesamtbildes seiner Beschäftigung auch in den Kematen versiche—■

rungspflichtig gewesen, in denen er mit seinem Einkommen die '

„in 5 168 Abs. 2 RVG festgesetzte Grenze nicht erreicht habe.

Die Revisionen der Klägerin und der im angefochtenen Urteil
1 'als Beklagte bezeiChneten BfArb sind frist- und formgerecht

-
eingelegt und rechtzeitig begründet worden.

Soweit der Rechtsstreit
die'Beiträgshadhforderung für die

‚___während der ersten drei Tage der Arbeitsunfähigkeit gezahlten

VKrankenbezüge betrifft, hat das LSG die Berufung der Klägerin

zu Unrecht als unzulässig angesehen. Beiträge zur Sozialver— }

sicherung gehören nicht zu den "Leistungen" im Sinne des @ 144
'SGG. Unter Leistungen im Sinne dieser Vorschrift sind vielmehr

die vom Staat oder von
öffentlichen Körperschaften zu gewähren—_

. den Leistungen zu verstehen (vgl. BSG 6, M7, 50 mit weiteren -

j‘ ;“,

_‘15
-
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Nachweisen). Für Streitigkeiten über Beitragsansprüche gilt

daher nicht der Ausschluß der Berufung nach 5 144 SGG; sie‚

sind nach @ 1%} SGG uneingeschränkt berufungsfähig. Das LSG
hätte mithin f soweit es sich um_die Beitragsforderung für die

_Karenztage handelt
— kein Prozeßurteil erlassen dürfen, son—

dern'sachlich prüfen müsSen, ob die Beitragsnachforderung der

beklagten Kasse begründet ist. ' “

Diese Beitragsnachforderung betrifft Beiträge zur Kranken—,

Arbeiterrenten- und Arbeitslosenversicherung für Bezüge, die

die Klägerin acht arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmern für
Krankheitszeiten zwischen dem 7. Januar 1952 und 12. August

'1955 jeweils in den ersten drei Tagen der Arbeitsunfühigkeit

nach 5 15 der Tarifordnung B gewährt hat. Nach 5 15 Abs. 1
‚

der Tarifordnung B erhielten nämlich Arbeiter im öffentlichen-

Dienst bei jeder durch Erkrankung oder Unfall hervorgerufenen

Dienstunfähigkeit Krankenzuschüsso vom ersten Tag an, an dem

eine volle Dienstschicht versäumt wurde. Diese Krankenbezüge

—‚4wurden, wenn eine Krankenhausbehandlung nicht vorlag, so be-

. messen, daß sie 90 v.H. des Netto—Zeithrdienstcs ausmachten,

.den der Arbeiter in der Zeit, für die ihm Krankenbezüge zu-

Astehen (@ 15 Abs. 5 der Tarifordnung B) erhalten hätte, wenn
der während dieser Zeit gearbeitet hätte. ' '

Nach5 383Abs. 1 Satz 1 Evosind bei Arbeitsünfähigkeitfür
die Dauer der Krankenhilfe keine Beiträge zu entrichten. Dies

gilt nach Satz 2 nicht, wenn und solange der Versicherte während

der Krankheit Arbeitsentgelt erhält (@189 EVO). 5 385 Abs. 1
EVO ist durch den Erlaß des Reichsarbeitsministers über Ver-

besserungen in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 2. No-_

vember 1945 (AN 194}, A85) unter Abschn. I Ziff. 6 wie folgt
ergänzt worden:: -'- ; " ' ' ' ' ‘ ‘ ' '

"Bei Arbeitsunfähigkeit sind während der ersten drei Tage der
Arbeitsunfähigkeit und so lange keine Beiträge zu entrichten,

als die Kasse dem Versicherten Krankengeld zu gewähren hat

oder Krankenhauspflege gewährt. Dies gilt nicht, wenn und so—

lange der Versicherte während der Krankheit Arbeitsentgelt

erhält (5 189 RVO)."
-]_6-
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Satz 3 des S 189 Abs. 1 EVO,der von demRubendes_Anspruchs
auf Kranken- und Hausgeld während des Bezugs von Arbeitsent—

gelt handelt, lautete in der hier maßgebendénZeit (1952 und
1953 — also vor der Änderung durch $ 8 Nr° } des Gesetzes zur
Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im

Krankheitsfalle vom 26.6,1957, BGBl I, 649 —): "Zuschüsse des
_Arbeitgebers zum_Kranken— oder Hausgeld gelten auch dann

nicht?

als Arbeitsentgelt, wenn sie auf einer Verpflichtung beruhen."

Die Beitragspflieht für die Krankenbezüge, die auf Grund von
5 15 der Tarifordnung B während der damals krankengeldfreien

drei Tage (vgl, % 182 Abs. 1‚Nr° 2 RVG idF.der Notverordnung

vom 26.7.1930 —BGBl l, 311 —) gezahlt wurden, hängt also da—

von ab, ob diese Bezüge als Arbeitsentgelt im Sinne des 5 160

RVO oder als ZUschüsse Zum Krankengeld im Sinne des @ 189

Abs. 1 Satz } EVO aF anzusehen sind°

Ein Zuschuß Zum Krankengeld liegt aber schon nach dem
allgeel %

meinen Sprachgebrauch jedenfalls dann nicht vor, Wenn der Ver—_
sicherte für die Zeit, für die ihm vom Arbeitgeber eine Ver '

gütung gewährt Wird, überhaupt keinen Anspruch auf
Krankengeld

hat. Entscheidend für die Frage, ob die Krankenbezüge während 1‘

der Karenztage Arbeitsentgelt darstellen, sind jedoch die Bea l

‘ stimmungen des Gemeinsamen ErlasSOS des Reichsministers der '

Finanzen und des Reichsarbeitsministers über weitere Verein—

fachung des Lohnab2ugs vom 10. September 1944 (AN-1944, 281),'„
wonach die Beiträge zur Sozialversicherung grUndsätzlich von
dem für die Lohnsteuer maßgebenden Betrag zu berechnen sind
(vgl. BSG 6, 47, 51 f). Nach Abschn; 2 Abs. 1 Nr° 2 dieses

Erlasses ist aber Lohnsteuer nicht von denjenigen Bezügen zu

erheben, die der Arbeitgeber einem erkrankten Arbeitnehmer für
‚die Zeit gewährt, in der der Arbeitnehmer Krankengeld aus der
gesetzlichen Krankenversicherung erhält. Hingegen sind Bezüge,

die der Arbeitgeber einem erkrankten Arbeitnehmer für die Zeit_

gewährt, _in der der Arbeitnehmer aus der gesetzlichen Kranken—

versicherung Krankengeld nicht erhält, nach dcß genannten Be—

stimmungtn grundsätzlich lohnsteuerpflichtig. Die den Arbeit—
nehmern der Klägerin auf Grund von $ 15 der Tarifordnung B

in den _ersten drei Tagen der Arbeitsunfähigkeit gezahlten

/ ;..“°.
,

‘
.

’.
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Krankehbezüge unterliegen danach der Lohnsteuerpflicht und da—

.mit grundsätzlich auch der BéitragspfliCht zur Sozialversiche-
rung. Die Beitragsnachforderung der beklagten Kasse für die

,Krankenbezüge während der-Karenztage ist daher nicht zu bean—
I standen, so daß unter Änderung des vom LSG erlassenen Prozeße

'
unbegründet zurückgewiesen wird.

2-)-

.urteils die Revision der Klägerin insoweit mit der Maßgabe zu-
rückzuweisen ist, daß ihre Berufung gegen das Urteil des SG als

Die Klägerin rügt ferner, das LSG habe zu Unrecht angenommen,

daß der Rentner im Jahre 1953 in einem sozialversiche-

rungspf11ch51gen Beschaft1gungsverhaltnis gestanden habe.

Nach @ 172 Abs. 1 Nr. '? RVO in der Fassung der 1.. Vereian0'

vom 17. März 1945 (BGBl I, 41) — diese Nr. ist durch Art. 1
Nr 3 des Gesetzes über

Krankenversicheruhg
der Rentner (KVdR)

Vom 12. Juni 1956 (BGBl I, 500) gestrichen worden - waren
Rentner, die eine Invalidehrentc (Ruhegeld) oder eine'Witwen-

rente aus der Invalidenversicherung oder Angestelltcnversiche-

rung oder eine Knappschaftsrente aus der Knappschaftsrenten-
versicherung bezogen, versicherungsfrei in der

Krankenuern

sicherung„sofern sie eine unter die 55 165 bis l68 RVO fallen--

ide Tätigkeit ausübten, Diese Vorschrift über die Versicherungs—
freiheit der Rentner war, wie das LSG zutreffend ausgeführt

hat, in der ehemaligen britischen Zone nach der SVD Nr° 20

'vom 1° Oktober 1946 (ArbBl f.d.brit. Zone 1947, 19) mit der

Maßgabe anzuwenden, daß nur der auf den beschäftigten Renten—

empfänger entfallende
Anteil

an den Beiträgen zur Kranken», ‘

Renten— und
Arbeitslosehversicherung nicht zu entrichten war,'

der auf den Arbeitgeber entfallénde Anteil jedoch weiterhin ge—

zahlt werden mußte. Voraussetzung für die Entrichtung der Ar—

'beitgeberanteile war das Vorliegen eines versicherungspflichti—_

gen
Beschäftiguhgsverhältnisses. Als entscheidend für die An-

nahme eines solchen Beschäftigungsverhältnisses hat das Beru-

fungsgericht angesehen, daß ‘ nur für die klagende‘

und nicht noch für andere Arbeitgeber gegen Ent-
‘gelt gearbeitet

hat, daß
er ferner bei seiner Tätigkeit als

Schleusenwärter an die Weisungen und Richtlinien der Klägerin ge-

bunden und somit persönlich abhängig war. Die von der Revision

-i8-
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'gegen die Rechtsauffassung des LSG erhobenen Bedenken sind “"■

. ;nicht begründet; Wesentliches Merkmal eines_abhängigen Be— ‘

_

fischäftiguhgsverhälthi$ses ist die Verpflichtung des Beschäf—
t'ivtigten, im Rahmen des Direktionerechte den Weisungen des Unter»

nehmers (Arbeitgebers) über die Ausführung der Arbeit
zu fol-

gen° Ein solches Weisungsrecht ergibt sich in der Regel aus
der Eingliederung des Arbeitenden in einen Betrieb und der da;

Imit gegebenen Bindung an einzelne Weisungen des Betriebsin- Hi

habérs(Vg1.BSGin SozREVO5 165Bl. Aa} Nr. 6, Aa6 Nr 8 '
und Aa 22 Nr. 22). Der Rentner ' hatte eine zum Kanal- '

bereich der Klägerin gehörige Schleuse zu bedienen und war
nach den von.der Revi$ion nicht angegriffenen Feststellungen

des LSG bei Ausübung dieser Tätigkeit - ebenso wie bei der _“

gleichen Arbeit Vor der Invalidisierung —an die Weisungen der'
Klägerin gebunden. Der Umstand, daß sich im Bedarfs—

falle durch einen Fämilienangehörigen oder einen Dritten ver—
‘ treten lassen konnte, steht der Annahme eines persönlichen Ab—

hängigkeitsverhältnis$es nicht entgegen; Zwar hat der Arbeit—'

nehmer die von ihm zu verrichtende Arbeit in der Regel in

Person zu leisten. Die Möglichkeit, sich - wie das LSG fest-

gestellt_hat — "notfalls" durch Familienangehörige oder Drittez

vertreten zu lassen, schließt aber das Bestehen_éines abhängi-

gen
BeschäftigungsverhältniSSes nicht schlechthin aus° Der—

artige Möglichkeiten finden sich — worauf die BfArb mit Recht

hinweist - auch bei anderen Beschäftigungsverhältnissen, bei
denen

es nicht unbedingt auf die individuelle Arbeitsle1stung

ankOmmt, wie zB bei Zeitungsausträgérn, Hauswarten und Heizerh,

deren Arbeitnéhmereigenschaft nie ernstlich in Zweifel gezogen

.worden ist (vgl. auch % 615 des Bürgerlichen Gesetzbuches
.

’

—BGB-,wonach die Dienste "im Zweifel" in Person zu leisten
sind, dazu Nikisch, Arbeitsrecht, 3._Aufl., Erster Band S.2o4,

Hueck—Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 6° Auflo, Erster

Band 5. 181). Auch der Umstand, daß_ . ,
auf dem von der "

“Klägerin gepachteten Gelände als landwirtséhaftlicher Unter—

nehmer tätig gewesen ist und daß
er seinen landwirtschaftlicher

Betrieb trotz der für die Klägerin ausgeübten Tätigkeit durch

Pachtung weiterer Ländereien hätte erweitern können, steht "
der Annahme, daß er zur Klägerin in einem abhängigen Beschäf-‘

tigungsverhälthis gestanden hat, nicht entgegen ‘ "

‚19—
‚ _‘ >‚‘
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19 _
‘, ..

Die vöndemBéigél‘adériéh . au'sgeiibteTätigkeit als länd—
_

wirtschaftlicher Unternehmer ist allerdings von Bedeutung

für die Beurteilung der Frage, ob es sich bei der Beschäfti-

.gung als Schleusenwärter um eine versicherungsfreie Nebenbe-

schäftigung im Sinne der 5$ 168 Abs. 2, 1226 Nr. 1 BVG in
der Fassung der 1. Vereian0 gehandelt hat. Wie der Senat in

seiner Entscheidung vom 16. Februar 1961 (BSG 14,—29 = SozR
DRVO@ 168 Bl. Aa 4 Nr. 4) ausgesprochen hat, sind die Dienst—
leistungen einer sonst berufsmäßig nicht als Arbeitnehmer tä-
_tigen Person, die nur in einem zeitlich geringen'Umfang_ver—l

' richtet werden, nach‘ä 168 Abs. 2 RVO versicherungsfrei, wenn
das durch diese Dienstleistungen erzielte Entgelt den Betrag

von 15,— DM wöchentlich (65‚— DM monatlich) nicht übersteigt,

_
wobei es auf die wirtschaftliche Bedeutung des Entgelts für

.
den Beschaft1gten nicht ankommt." ‘

. _ . .e ‚ \

Der Senat ist in dieser Entscheidung davon ausgegangen, daß

bei unselbständig Beschäftigten eine nur "nebenher'L ausgeübte
Dienstleistung grundsätzlich immer schon dann vorliegt, wenn

sie den Beschäftigten Zeitlich in so geringem Maße in An—

spruch nimmt, daß er
daneben noch eine andere Tätigkeit berufs-

mäßig (als "Hauptberuf")„Verrichten könnte. Dagegen kann, wie

in der genannten Entscheidung dargelegt ist,
von einer nur ‘

?nebenhér" verrichteten Dienstleistung im Sinne des 5 168

Abs, 2 EVO dann nicht mehr gesprochen werden, wenn dem Dienst—

leistenden für eine andere hauptberufliche Beschäftigung keine

ausreichende Zeit verbleibt, wie es bei einer Beschäftigungs—

dauer von mehr als 20 Stunden wöchentlich in der Regel zu-

treffen wird. Über die zeitliche Inanspruchnahme des ' '

durch die Beschäftigung als Schleusenwärter hat das LSG keine_

Feststellungen getroffen. Dies war auch von seinem‚5tandpunkt

aus nicht erforderlich, weil es davon ausgegangen ist, daß

die von der BfArb eingelegte Anschlußberufung aus verfahrens-

rechtlichen Gründen zurückzuweisen sei und weil das von der.

_beklagten Kasse und der LVA nicht angefochtene Urteil des SG

die Beitragspflicht nur in den Monaten des Jahres 1953 bejaht

hatte, in denen der von _ ‘ erzielte Entgelt 65,— DM
überstieg. '
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Die rückschauende Beurteilung der für die Versieherungspflicht

Ji3;maßgebenden Verhältnisse begegnet jedoch erheblichen
recht—

’” lichen Bedenken. Die Klägerin hatte in der Klageschrift aus—_,
rlgeführt, ‘ habe an Wärtervergütung im gghresdureh-

llfsehnitt monatlich erhalten:

1949= 45,10 DM,1950= 62,56 DM,1951
= 41,05 DM,1952=

".-
—p;52,46 DMund 1955= 75,58 DM.Die nach 5 168 Abs. 2 RVO

,'3*Jahre 1952 erstmalig im Monat März überschritten (71,50 DM).

maßgebende Grenze von 65,— DM monatlich war also nach der

Darstellung der Klägerin in den Jahren 1949 bis 1952 nicht

erreicht. Sie wurde nach den Feststellungen des LSG im

,7„ Die Vergütung sank imlApr‘i1 Wieder auf 59?37 DM’ ubersti€g
»„„

*;'1mMai(87.77um),Juni-(143.32DM)undJuli (116»“°D“)die"1Grenze,sankim August(55,77DM)undSeptember(35,21DM)
" wieder unter die Gren2e, und überschritt sie abermals im

-
‘teils überschritt.

November (86,77 DM) und Dezember (89,49 DM). Es handelte sich
“also um ein der Höhe nach schwankendes Entgelt, das sich 3

nach der Zahl der die Schleuse passierehden Schiffe richtete
f und das die Verdienstgrenze des 5 168 Abs. 2 Satz 2 BVG in

den einzelnen Monaten des Jahres 1953 teils nicht erreichte,

!

‘ Wie der 7;
Senat

in seiner zu 5 75 a AVAVG ergangenen Ent— V

4‘„ scheidung vom 20. Oktober 1960 (BSG l}, 98.= SozR AVAVG
@ 75 a aF Bl. Ba 1 Nr. 1) im Anschluß an die Rechtsprechung

_
des Reichsversieherungsamts -RVA— (GE Nr. 4722 = AN 1954,_

„‚‘j124 und GBNr. 4754= AN1954, 54) ausgesprochenhat, ist für "
„Hädie Beurteilung der Geringfügigkeit einer Beschäftigung grund-

} 1'-vsä_tzlich
die voraussichtliche Gestaltung des Beschäftigungsver-

<hältnisses maßgebend. Auch bei Prüfung der Frage, ob eine

"’ geringfügige Beschäftigung im Sinne des 5 168 Abs. 2 EVO

-f “vorliegt, muß grundsätzlich von der voraussichtlichen Ge-
ft7staltung des Besehäftigungsverhältnisses ausgegangen werden,

”ü_denn eine rückwirkende Betrachtung$weisc ist mit dem Wesen.

;deer Sozialversicherung nicht vereinbar. Es ist im interesse
„„VI aller Beteiligten, und zwar nicht nur des Arbeitgebers und

des Arbeitnehmers, sondern auch des Versicherungsträgers,
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notwendig, die_Frage der Versicherungspflicht oder -freiheit
schon bei Beginn des BeSchäftigungsverhältnisses und bei'

Eintritt späterer Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse

zu klären, weil dies nicht nur für die Entrichtung der Bei—
träge, sondern auch für die Leistungspflicht insbesondere

der Krankenkasse von entscheidender Bedeutung ist. Sind
Arbeitszeit und Entgelt schwankend, dann ist die Frage der

Versicherungspflicht oder -freiheit nach der voraussicht- .

lichen Gestaltung des Arbeitsverhältnisses etwa durch Ver—
gleich mit ähnlichen Arbeitsverhältnissen zu beurteilen.‚

Die der Feststellung der Versicherungspflicht oder ?freiheit

zugrunde liegende vorausschauende Beurteilung über Entgelt

—undArbeitszeit bleibt - für die Vergangenheit —auch dann
maßgebend, wenn die als solche richtige Schätzung infolge.

nicht sicher voraussehbarer Umstände mit dem tatsächlichen

AblaufdesArbeitsverhältnissesnicht übereinstimmt(vg1;
zu dem ähnlichen Fall der Ermittlung des Jahresarbeitsvcr«
dienstes —JAV- bei Angestellten, deren voraussichtliche

Einnahmen nicht von vornherein feststehen -‘@ 165 Abs° 1,

Nr. 2 EVO — die GE Nr. 2043 in AN 1915, 575). Tatsächliche

Gestaltungen, die von der Beurteilung des Beschäftigungs-

verhältnisses bei seinem Beginn abweichen,_zwingen aller—

dings zu_einer
neuen Prüfung der künftigen Versicherungsf

freiheit oder Versicherungspflicht. Konnte man bei Beginn '

eines BeschäftigungsVerhältnisses im Hinblick auf das

voraussichtlich erzielte Entgelt und die voraussichtliche

Arbeitszeit von seiner Geringfügigkeit ausgehen,_nimmt das

Beschäftigungsverhältnis den Arbeitnehmer Später aber zeit«r

lich stärker in Anspruch oder übersteigt das Entgelt die

Geringfügigkeitsgrenze, so hängt die Frage, ob die Ver—

sicherungspflieht nunmehr für die Zukunft zu bejahen ist,.

davon ab, ob es sich bei den mit der ursprünglichen Schätzung

nicht mehr übereinstimmenden Sachverhalt um
vorübergehende,

mehr zufällige AbWeichungen handelt, oder ob hinreichende_ -
>Anhalt5punkte vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß

die bisher die Versicherungsfreiheit bewirkenden Umstände
.»\
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sichnicht nurvorübergehendgeänderthaben.Trifft die Be—"
hauptung der Klägerin zu, daß die Einkünfte des Rehtners

‘
in den Jahreh.1949 bis 1952 die Grenze des @ 168,

Abs. 2 Satz 2 RVO nicht überstiegen haben, so rechtfertigt

der Umstand allein, daß diese Grenze in einigen Monaten des

Jahres 1953 überschritten werden ist, noch nicht den Schluß‚'

daß es sich hier um eine Änderung auf längere Sicht gehandelt

hat, zumal die Einkünfte in späteren Monaten (so im August
und September) nicht unwesentlich unter der Grenze des 5 168

Abs. 2 Satz 2 BVG gelegen haben. Es hätte vielmehr ermittelt

werden müssen, auf welchen Umständen_die Schwankungenbe- if};
ruhen‚ ob der größere Schiffsverkehr‚.der sich auf das

Schleusengeld auswirkte, etwa eine besondere Ursache hatte,
mit deren Wiederholung grundsätzlich nicht gerechnet werden,

konnte, oder ob aüs allgemeinen wirtschaftlichen Gründen

.
eine länger anhaltende Steigerung des Schiffsverkehrs auf

dem hier in Betracht kommenden Wasserweg zu erwarten war

-eder welehe sonstigen Gründe dafür Sprachen,-daß das an
..fi;

.- _
gezahlte Sehleu5engcld die für die Versicherungs—

freiheit maßgebende Verdienstgrenze nieht nur vorübergehend

überschreiten werde. Es hätte ferner geprüft werden müssen,

von welchem Zeitpunkt an vorausschauend mit einer nicht nur
„‘vorübergehenden ÜberSchreitung der maßgebenden Verdienst-

grenze gerechnet werden‘konnteß Wird 3 unter Berücksichti-

gung der vorstehenden Gesichtspunkte
— die Verdienstgrenze

nicht überschritten, so wird das BesehäftigungsVerhältnis

' in der Regel nach 5 168 Abs° 2 EVO versieherungsfrei“sein;.j;;

Dies ist jedoch nicht der Fall, wenn- wie oben dargelegt -l‘;
die Beschäftigung den Dienstleistenden zeitlich so_stark in

An3pruch nimmt, daß
er daneben eine andere unselbständige

.Tätigkeit berufsmäßig (als "Hauptberuf") nicht mehr ver-
richten könnte.. '

Soweit die Beurteilung der
VerSieherungspflicht

von der
_

Dauer der Arbeitszeit abhängt, ist ferner zu beachten, daß

dabei auch Zeiten einer echten Arbeitsbereitsehaft zu be—

rücksichtigen sind. Das LSG hat ausgeführt, daß

"J
‘,
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;

für die Klägerin zeitlich nur noch in sehr beschränktem Umfange
'tätig

gewesen sei, daß er jedoch stets
habe bereit sein müssen,-

.durchkommende Schiffe durchzuschleusen. * ‘ : selbst hatte

angegeben, daß die.SchleuSe durchschnittlich
von zwei bis drei

Schiffen täglich passiert werde, daß dVie Schiffe bei ihrer An-

näherung Signale gäben und daß er, da er in der Nähe wohne,

_dann das Durchschleusen veranlasse. Die Angabe, daß er im
Durchschnitt täglich nur zwei bis drei Schiffe durchge5chleust_

‚habe, dürfte auf einem Irrtum beruhen, weil sich, auch wenn

der Schiffsverkehr am Sonntag nicht geruht hat, bei 90 durch—,

geschleusten Schiffen im Monat und einem Schleusengeld von -

_o, 40 DM je Schiff nur ein Entgelt
von monatlich 36, — DM erge„ „

ben würde. Dies steht aber mit der Aufstellung über das im
Jahre 1953 erzielte Schleusengeld, wenn man vom Monat Septem-

ber absieht, nicht im Einklang. Den tatsächlichen Feststelluné

gen des angefochtenen Urteils ist auch nicht zu entnehmen,

welche Zeit das Durchschleusen eines Schiffes beanspruchte.

Da die Schiffe beim Annähern Signale geben, erscheint es auch
‚zweifelhaft, ob sich

V .V
ständig in der Nähe der Schleuse

aufhalten mußte. War ‘ "4 ' in der Lage, seine Arbeiten in

der eigenen Landwirtschaft ohne.wescntliche Behinderung durch

die Schleusenwärtertätigkeit zu
verrichten und konntaer sich

im Hinblick auf das möglicherweise weit hörbare Signal heran-

nahender Schiffe auch in größerer Entfernung von der Schleuse

aufhalten, so dürfte keine echte Arbeitsbereitschaft, sondern

nur
eine Rufbereitschaft vorgelegen haben, die nicht als Ar-

beitszeit anzusehen wäre (vgl. Nikisch aaO S. 2903 Frey, Ar-

beitsbereitschaft, Rufbereitschaft, Bereitschaftsdienst‚ 1960,

S 23 ff; Danecke, Kommentar zur Arbeitszeitordnung, 4. Aufl.

_sV__82) _";_,;,< . _. ‚_ ;f_‚ „ __
'

Da das LSG die Vorschrift des @ 168 Abs. ? RVO nicht zutreffend

angewendet hat, muß das angefochtene Urteil auf die Revision

der Klägerin insoweit aufgehoben werden, als es die Arbeit-

ge beranteile zur Kranken— und Arbeiterrentenversicherung aus

dem
Beschäftigungsverhältnis

des Rentners ‘ ; „für die
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.
Monate betrifft, in denen dessen Arbeitsentgelt 65,- DM über—‘

stiegen hat. Das LSG wird insoweit die noch fehlenden Fest-
stellungen nach Maßgabe der Vorstehenden Urteilsgründe zu

"treffen haben. Bei der neuen Entscheidung ist _jedoch zu be-

achten, daß eine Änderung des Urteils des SG, soweit es sich

auf die Beitragsanteile zur Kranken- und zur
Arbeiterrenten- f

versicherung bezieht, zu Ungunsten der Klägerin nicht zu- '‚I

lässig ist, weil die beklagte Krankenkasseund die LVAdieses
Urteil nicht angefochten haben. ' \

’ I :. ‚ /

‚Auch die von der BfArb eingelegte Revision ist begründetf
Die Auffassung des LSG, die Träger der Renten- und der

Arbeitslosenversicherüng könnten in einem_gegen die Kranken-

kassé als Einzugsstelle anhängigen Beitragsstreit nicht bei-
geladen werden, weil sie durch die Krankenkasse nach % 12

Abs. 2 der Durchführungsverordnung (Durcth0) zur 2. LAV
vom 25. Jun1 1942 (BGBl I, 403) vertreten würden, trii‘i‘t

für die BfArb schon deshalb nicht zu, weil sich die genannte

Bestimmung nur auf die Rentcnversicherung bezieht, Abgesehen

'davon zog die Krankenkasse die Beiträge zur Renten- und-

Arbeitslosenversicherung schon vor Inkrafttreten der nun-t

mehr für—das Einzugsverfahren maßgebenden Vorschriften
_($ 1399 RVO, % 160 AVAVGnF) nicht im fremden, sondern im

eigenen
Namen

ein, sie handelte also als Treuhänderin der

Träger der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Nur im

Innenverhältnis gegenüber den Trägern der Renten- und Ar-
béitslosenversicherung bleibt die Beitragsforderung aber für

die Einzugsstelle ein fremdes Recht. Demgemäß hatte die
‚

Krankenkasse als Einzugsstelle auch den Beitragsbescheid
und

den Widerspruchsbesoheid erlassen, dessen Aufhebung durch
_7

die Klage erstrebt wird. Da die gegen'den Widerspruchsbe- %

scheid der Einzugsstelle gerichtete Anfechtungsklage nur ‘ ;

gegen die Krankenkas$e erhoben wird, die Entscheidung aber

gegenüber allen von dem Beitragsstreit'bctroffenen Versiche-

rungsträgern nur einheitlich ergehen kann, waren diese zum
Verfahren nach S 75 Abs. 2 SGGbeizuladen„ Der Beiladungsbe-

schluß hätte aber auch, was die BfArb mit Recht rügt, nicht‘
‚|. .-'.« .

.9fhm;125
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ohne vorherige Anhörung der Beteiligten aufgehoben werden

"'dürfen (5 62 SGG). Schließlich hätte die BfArb nicht ohne
einen entsprechenden Antrag der Klägerin, der aus den Akten '

nicht ersichtlich ist, neben der Krankenkasse, gegen die ' ‘

sich die Klage_allein gerichtet hatte, als weitere Beklagte

}
in den Rechtsstreit eingeführt werden dürfen (vgl. Stein/

' Jonas/Schönké, Komm. zur ZPO, 18. Aufl., 9.268 Anm; ll;

siehe auch BSG.3, 30, 43). Trotz dieser Verfahrensmängel
„ist die BfArb in ihren Rechten jedoch nicht beschwert, weil

J'1 sie als Beklagte in gleicher Weise wie als notwendig_
Beige-

ladene berechtigt war, alle Verfahrenshandlungen wirksam

vorzunehmen und auch abweichende Sachantragc zu stellen

(@75 Abs 4 sec) ' " " ‘

_
DasLSGhat die von der BfArb mithchriftsa z vöm13. Dezem-

‘ ber 1956 eingelegte Anschlüßberufung mit Hecht_als zuläss1g

angesehen (BSG 2, 229, 234). Seine Auffassung, der in die—

sem Schriftsatz enthaltene, in der mündlichen Verhandlung

>‚wiederholte Antrag der BfArb entspreche nicht der Sachlage
.l* und sei, da ihn die BfArb trotz Vorhalts nicht geändert habe„

3 als gegenstandslos anzusehen, ist jedoch rechtlich nicht
‘haltbar. Die Formulierung des Antrags war zWar nicht beson- f

ders glücklich; er hätte besser auf Aufhebung des Urteils '

‚des SG - soweit es die Arbeitgeberanteile zur Arbeitslosen-

versicherung des Rehtners ' betrifft - und auf Ab- ‚.
weisung der insoweit gegen den Widerspruchsbeschcid.geriché;-

teten Klage lauten sollen Die Begründung des Antrags ließ
aber erkennen, daß die BfArb die Beitragsnaehforderung

- soweit es _sich um die Arbeitslosenversichérung handelt -
in vollem Umfang als berechtigt angesehen hat und daß sie

die Abweisung der Klage auch insoweit erstrebte, als sie
durch das Urteil des SG beschwert war. Eine solche Beschwer'

lag vor, weil das SG den WiderSpruchsbescheid vom 6. August

41954, der die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung mitum-

' faßte, dahin abgeändert hatte, daß für
}

Beiträge nur
{für die Monate des Jahres 1953 zu berechnen seien, in denen

* 0
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'das Arbeitsentgelt 65,- DM überstieg. Der AnspruCh auf Bei- ‘

träge für die übrigen Monate des‘Jahres 1953 war mithin durch

das Urteil des SG "aberkannt" Werden. Wennder Vertreter
der BfArb es abgelehnt hat, einen "der Sachlage entsprechen—

den Antrag zu
stellen",

so hätte dies nicht Zur Zurückver—.
weisung der Ahschlußberufung "aus einem formellen Rechts-

<grund" führen dürfen, denn das LSG war an die Fassung des—

‚Antrags nicht gebunden(5 123sec). wenndie BfArb im Be—
„rufungsverfahren beantragte, die Klage, soweit sie gegen '

.
die BfArb gerichtet ist, auch insoweit abzuweisen, "als eine

Verurteilung erf01gt ist", so brachte Sie damit nicht - wie

das LSG meint —
Zum Ausdruck„daß sie zu einer Leistung ver—

urteilt worden war. Die Aberkennung eines Anspruchs oder

die teilweise Aufhebung des Verwaltungsakts, der eine Bei—
tragsforderung betrifft;

stellt in seiner Wirkung eine ”Ver«

urteilung" des Versicherungsträgers dar, dem dieser Beitrag

zusteht. In’diesem Sinne war der Antrag der BfArb gemeint„

und auch zu verstehen. _;„„j'g_'„:v;,iijf_‘ ;
f { ;_yf„' " f

DasLSGhätte daher auf die Ansehlußberufungder BfArb eine"
Saehentscheidung über die Frage treffen müssen, ob auch in_

den Monaten, in denen 1
_,

im Jahre 1953 weniger als 65,—

DM verdient hat, eine Beitragspflicht
zur Arbeitslosenver—

Swf‚sicherung hinsichtlich der Arbeitgeberanteilc bC5tand Di°
*Entscheidung dieser Frage hängt - falls die Tätigkeit des

nicht bereits nach 5 69 AVAVG aF in Verbindung mit
@ 168 Abs 2 BVD versicherungsfrei gewesen ist - nach 5 75a

AVAVG aF von der Dauer der Arbeitszeit des Sehlcusenwärters

ab. Sie ist nach den gleichen Gesichtspunkten fest—

zustellen, die oben unter Ziff. 2 für die nach 5 168 Abs° 2

BVD maßgebende Arbeitszeit dargelegt sind° "'
‘

" ““

Da
die

hiernach erforderlichen Feststellungen über'die

Arbeitszeit fehlen, muß das angefochténe'Urteil, soweit es

„die Arbeitgeberänteile zur Arbeitslosenyersieherung des
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.!"> _ ‚ ;. 1;a; _Rentners betrifft, aufgehoben werden. Soweit das Urteil4

aufgehoben ist, muß der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und

Entscheidung
— auch über die außergerichtlichen Kosten des

VRev@sionsver£ahrens
— an das LSG zurückverwiesen werden.
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